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Umgang mit dem Merkmal Identität/Namensführung nicht nachgewiesen in der Datenübermittlung an die Meldebehörde
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Im Personenstandswesen wird erfasst, ob die Identitäten der Eltern bei Geburtsanzeigen nachgewiesen wurden. Ist dies nicht der Fall, kann die Namensführung des Kindes ggf. nicht eindeutig nachgewiesen werden. Da den Auskünften der Standesämter ein hoher Beweiswert zugemessen werden kann, ist das Personenstandswesen der Auffassung, dass eine Minderung dieses Beweiswertes in jedem Fall den Empfängern von XPersonenstand-Nachrichten mitgeteilt werden muss.
Das Meldewesen ist hingegen der Auffassung, dass die Marker „Identität nicht nachgewiesen“ für die Mutter bzw. den Vater aus Geburtsmitteilungen der Standesämter nicht in das Melderegister übernommen werden, weil hier die Information über fehlende Identitätsnachweise bereits anderweitig vorliegen und sie daher nicht erforderlich sind. Beim Kind hingegen soll der Hinweis auf die nicht nachgewiesene Namensführung als Eintrag auf Basis eines Geburtsregistereintrags aufgenommen. 
Lösung
Der Änderungsbeirat des Personenstandswesens hat auf der Sitzung am 16. Januar 2018 mehrheitlich entschieden, dass die betreffenden Elemente in XPS Version 1.7.3 weiterhin übermittelt werden sollen. 
Der CR ist damit verworfen.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Der AK I hat in seiner Frühjahrssitzung 2017 die AG BMG gebeten, noch einmal die rechtlichen Rahmenbedingungen im Zusammenhang mit der Übermittlung von Hinweisen, dass eine Beurkundung vorgenommen wurde, ohne dass die Identität oder Namensführung der beteiligten Personen durch entsprechende Dokumente nachgewiesen werden, zu klären und ihm über das Ergebnis zu berichten. 
Die AG BMG hat die rechtliche Klärung in ihrer Sitzung am 15. Mai 2017 durchgeführt (vgl. Anlage 1) und folgenden Beschluss gefasst: 
„Die AG BMG verständigt sich darauf, dass die Marker „Identität nicht nachgewiesen“ für die Mutter bzw. den Vater nicht in das MR übernommen werden, weil hier die Information über fehlende Identitätsnachweise bereits anderweitig vorliegen und sie daher nicht erforderlich sind. In XPersonenstand ist insoweit zu prüfen, ob aus datenschutzrechtlichen Gründen eine entsprechende Anpassung der Spezifikation in der Weise erforderlich ist, dass die Angaben zur ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters in der Datenübermittlung des Standesamtes an die Meldebehörde unterbleiben. Eine einfache Handlungsanweisung, dass die entsprechenden Kindelemente nicht befüllt werden dürfen, ist hier nur bedingt geeignet, da dauerhaft sichergestellt werden muss, dass diese Elemente nicht befüllt oder gar übermittelt werden dürfen.
Beim Kind wird der Hinweis als Eintrag auf Basis eines Geburtsregistereintrags aufgenommen. Im weiteren Verlauf des Verfahrens sind Veränderungen möglich und die Fortschreibung des Melderegisters dann erforderlich. 
Die AG BMG spricht sich aufgrund der rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen im Meldewesen für eine Umsetzung zum November 2018 aus. Die Übermittlung des Markers soll seitens des Personenstandswesens im Standard XPersonenstand bis dahin ausgesetzt werden und die Übermittlung weiterhin manuell erfolgen.“ 
Lösungsvorschlag bei Erfassung

Für XPersonenstand 1.7.2 mit Wirksamkeit ab dem 1.11.2017 ist folgende Handlungsanweisung zu veröffentlichen: 
„Aufgrund der rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen im Meldewesen unterbleibt bis zum 1.11.2018 die Übermittlung der Tatsache, dass im Geburten- bzw. im Sterberegister eine Beurkundung vorgenommen wurde, ohne dass geeignete Nachweise zur Identität der Eltern bzw. des Verstorbenen vorgelegt wurden. 
Die Übermittlung der folgenden Kindelemente ist daher in der Version 1.7.2 von XPersonenstand nicht zulässig: 
· stA2MB.Geburt.031010/identitaetNichtNachgewiesenMutter
· stA2MB.Geburt.031010/identitaetNichtNachgewiesenVater
· stA2MB.Geburt.031010/namensfuehrungNichtNachgewiesen
· stA2MB.Geburt.031011/identitaetNichtNachgewiesenMutter
· stA2MB.Geburt.031011/identitaetNichtNachgewiesenVater
· stA2MB.Geburt.031011/namensfuehrungNichtNachgewiesen
· stA2MB.Geburt.031012/identitaetNichtNachgewiesenMutter
· stA2MB.Geburt.031012/identitaetNichtNachgewiesenVater
· stA2MB.Geburt.031012/namensfuehrungNichtNachgewiesen
· stA2MB.Geburt.031040/namensfuehrungNichtNachgewiesen
· stA2MB.Geburt.031050/namensfuehrungNichtNachgewiesen
· stA2MB.Sterbefall.035010/identitaetNichtNachgewiesen
· stA2MB.Sterbefall.035020/identitaetNichtNachgewiesen“ 
Im Rahmen der Arbeiten an XPersonenstand 1.7.3 ist die von der AG BMG formulierte Prüfung durchzuführen, ob aus datenschutzrechtlichen Gründen eine entsprechende Anpassung der Spezifikation in der Weise erforderlich ist, dass die Angaben zur ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters in der Datenübermittlung des Standesamtes an die Meldebehörde unterbleiben.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-06-06
Das im Lösungsvorschlag skizzierte Vorgehen wurden dem CAB im Umlauf zur Abstimmung vorgelegt. Die Frist läuft bis zum 14. Juni. 
Bearbeitet durch: Hr. Leder	2017-06-06
Das Protokoll des AG BMG enthält den folgenden Satz:
„Ein ausdrücklicher Eintrag „Namensführung nicht nachgewiesen“ bei den Kindern, deren Eintrag im Melderegister lediglich ein Geburtseintrag zugrunde liegt, wird in der AG BMG daher abgelehnt.“
Ich bitte daher darum, dass das künftig zu übermittelnde Kindelement anders bezeichnet wird. 
Bearbeitet durch: Herr Tode	2017-06-12
Ich bin mit dem vorgestellten Verfahrensvorschlag einverstanden.
Ich bitte Sie sicherzustellen, dass in der Spezifikation 1.7.3 entsprechend die Kindelemente bei den Eltern entfernt werden.
Bearbeitet durch: Herr Beck	2017-06-12
Nach Rücksprache mit dem BDS e.V. erteilte ich im Namen des  BDS e.V. und des Deutschen Städte und Gemeindetags zum Umgang mit dem Merkmal „Identität/Namensführung nicht nachgewiesen“ in der Datenübermittlung an die Meldebehörde meine Zustimmung nicht. 
Aus meiner Sicht ist nicht ersichtlich aus welchen Gründen identitätseinschränkende Vermerke im Melderegister nicht registriert bzw. übermittelt  werden sollten. Bei ausgestellten Dokumenten der Ausländerbehörden und der Standesämter ist auf den ersten Blick erkennbar, dass die Identität der betreffenden Person nicht geklärt ist. Bei Dokumenten der Meldebehörden (Melde-/Aufenthaltsbescheinigungen) ist dies gerade nicht der Fall. So könnte für Dritte schnell der Eindruck entstehen, dass die betreffenden Personen über gültige Dokumente verfügen oder auch „Mehrfachidentitäten“ auszuschließen sind. Mit Blick auf die Sicherheitslage sollte mit diesem Thema sehr sensibel umgegangen werden. 
Soweit mir bekannt ist, wird die Übermittlung des identitätseinschränkenden Vermerks an die Meldebehörden von den Mitarbeitern in den Meldeämtern sehr positiv bewertet.
Bearbeitet durch: Herr Bockstette	2017-06-13
Dem Vorschlag, die Version 1.7.2 von XPersonenstand durch Handlungsanweisungen teilweise außer Kraft zu setzen, stimme ich als Mitglied des Änderungsbeirates für das Modul Personenstandswesen nicht zu.
Die Beurkundungen in den Personenstandsregistern beweisen nach § 54 PStG den Personenstand und die hierüber gemachten Angaben. Dieser öffentliche Glaube der Personenstandsbeurkundungen bedingt es, dass den Empfängern von Personenstandsurkunden und personenstandsrechtlichen Mitteilungen eine Minderung des Beweiswertes der Angaben mitzuteilen ist, da diese sonst in irriger Weise von der vollen Beweiswirkung der Daten ausgehen dürfen. Dieses Problem besteht bei den Meldebehörden insbesondere auch dann, wenn die ungeklärte Identität von Personen durch eine Mitteilung des Ausländerwesens dort bereits bekannt ist, jedoch durch eine nachfolgende Mitteilung des Standesamts kein Hinweis auf die fehlende Identität zu den Eltern eines neugeborenen Kindes gegeben würde und die Meldebehörde deshalb davon ausgehen könnte, dass die Identität der betroffenen Eltern nunmehr nachgewiesen sei. Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, dass die AG Bundesmeldegesetz auf die Übermittlung der nicht nachgewiesenen Identität von Eltern bei der Geburt eines Kindes verzichten will. 
Ob und wie die Meldebehörden die Mitteilung des Standesamts über nicht nachgewiesene und damit den Beweiswert schmälernde Beurkundungsdaten bewerten und dieses Datum speichern, bleibt den Meldebehörden überlassen. Soweit die Standesämter festgestellte Angaben zum Beweiswert und zur Belastbarkeit übermittelter Daten zusätzlich übermitteln, ist hierin allerdings auch kein Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschriften zu erkennen. Im Gegenteil könnte das Ignorieren verifizierender Angaben auf Seiten der Meldebehörden gegen das Prinzip der Sachverhaltsaufklärung und gegen den im Verwaltungsrecht geltenden Untersuchungsgrundsatz (§ 24 Abs. 2 VwVfG) vorstoßen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Melderegister als primär verwaltungsinterne Register zwar nicht mit öffentlichem Glauben ausgestattet sind, aber die dort gespeicherten Daten, quasi als „Datendrehscheibe“, sowohl an andere Behörden (z.B. Finanzämter, Rentenversicherung, Waffenbehörden etc.) weitergegeben als auch für die Ausstellung von Melderegisterauskünften an Private verwendet werden. 
Die Tatsache, dass die Meldebehörden elektronische Mitteilungen zur nicht nachgewiesenen Identität oder zur Namensführung des Kindes erst ab dem 1. November 2018 automatisiert verarbeiten können, kann nicht dazu führen, dass die Standesämter diese Daten bis dahin manuell – und insoweit mit erheblichem Mehraufwand – an die Meldebehörden übersenden. Die entsprechende XPersonenstandsnachricht kann in der Meldebehörde grundsätzlich auch automatisiert verarbeitet werden, wenn sie (zusätzliche) Angaben zur nicht nachgewiesenen Identität enthält, die (noch) nicht in das Melderegister übernommen werden können. Anstatt diese Angaben manuell durch das Standesamt zu übersenden, ist es effizienter, wenn die Meldebehörden die elektronische Nachricht in diesen Fällen ausdrucken. Für eine einheitliche Verfahrensweise könnte das Ignorieren der bis zum 1. November 29018 nicht elektronisch verarbeitungsfähigen zusätzlichen Daten (Marker) im Übrigen durch eine Handlungsanweisung in XMeld abgesichert werden.
Unabhängig vom Beschluss des AK I in der 132. Sitzung am 03./04.04.17 zu TOP 15  bleibt es nach dem Betriebskonzept von XInneres Aufgabe der  Steuerungsgruppe, Fragen der rechtlichen und organisatorischen sowie der semantisch-technischen Interoperabilität im Bereich der angeschlossenen Fachmodule zu entscheiden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-06-15
Der Vorsitz der Steuerungsgruppe wurde darüber in Kenntnis gesetzt, dass der CAB dem Vorschlag der AG BMG nicht zustimmt. Er wurde darüber hinaus gebeten, die Ausgestaltung von XPersonenstand in dieser Angelegenheit zu entscheiden. 
Die KoSIT hat folgenden Kompromiss-Beschluss vorgeschlagen: 
	Die Steuerungsgruppe erkennt 
· sowohl die Sichtweise des Personenstandswesens an, wonach der öffentliche Glaube der Personenstandsbeurkundungen es erforderlich macht, den Empfängern von Personenstandsurkunden und personenstandsrechtlichen Mitteilungen eine etwaige Minderung des Beweiswertes mitzuteilen, 
· als auch die Sichtweise des Meldewesens an, nach der die Angaben zur nicht nachgewiesenen Identität von Elternteilen nicht ins Melderegister übernommen werden müssen, da fehlende Identitätsnachweise im Meldewesen unabhängig von den Angaben der Standesämter vorliegen. 
In Anerkennung beider Sichtweisen beschließt die Steuerungsgruppe, dass Merkmale zur nicht nachgewiesenen Namensführung des Kindes und zur nicht nachgewiesenen Identität von Elternteilen und Verstorbenen ab dem 1.11.2017 (XPersonenstand 1.7.2) von den Standesämtern an die Meldebehörde übermittelt werden. Die so übermittelten Angaben zur nicht nachgewiesenen Namensführung eines Kindes sind ab dem 01.11.2018 ins Melderegister zu übernehmen. Die so übermittelten Angaben zur nicht nachgewiesenen Identität von Elternteilen und von Verstorbenen werden bis auf weiteres im Meldewesen nicht ins Register übernommen oder in anderer Weise verarbeitet. 
Die Klarstellung zur Verwendung der übermittelten Merkmale im Meldewesen ist in die Dokumentation der entsprechenden XPersonenstandsmitteilungen aufzunehmen. Und diese Klarstellungen sind zusätzlich mittels Handlungsanweisungen für XPersonenstand 1.7.2 den betroffenen Verfahrensherstellern im Meldewesen mitzuteilen. 
Bearbeitet durch: AG BMG	2017-09-21
Die AG BMG hat einen Bericht inklusive Beschlussvorschlag für den AK I verfasst. Das Dokument ist als Anlage 2 zum CR angefügt.
Bearbeitet durch: AK I	2017-10-09
Der AK I hat dem Beschlussvorschlag der AG BMG nicht widersprochen. Siehe Anlage 3 zum CR.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-10-18
Beschluss der AG BMG:
Die AG BMG verständigt sich darauf, dass die Marker „Identität nicht nachgewiesen“ für die Mutter bzw. den Vater nicht in das MR übernommen werden, weil hier die Information über fehlende Identitätsnachweise bereits anderweitig vorliegen und sie daher nicht erforderlich sind. In XPersonenstand ist insoweit zu prüfen, ob aus datenschutzrechtlichen Gründen eine entsprechende Anpassung der Spezifikation in der Weise erforderlich ist, dass die Angaben zur ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters in der Datenübermittlung des Standesamtes an die Meldebehörde unterbleiben. Eine einfache Handlungsanweisung, dass die entsprechenden Kindelemente nicht befüllt werden dürfen, ist hier nur bedingt geeignet, da dauerhaft sichergestellt werden muss, dass diese Elemente nicht befüllt oder gar übermittelt werden dürfen.
Beim Kind wird der Hinweis als Eintrag auf Basis eines Geburtsregistereintrags aufgenommen. Im weiteren Verlauf des Verfahrens sind Veränderungen möglich und die Fortschreibung des Melderegisters dann erforderlich. 
Die AG BMG spricht sich aufgrund der rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen im Meldewesen für eine Umsetzung zum November 2018 aus. Die Übermittlung des Markers soll seitens des Personenstandswesens im Standard XPersonenstand bis dahin ausgesetzt werden und die Übermittlung weiterhin manuell erfolgen.

Beschluss des AK I:
1.    Der AK I nimmt den "Bericht der AG BMG zur Übermittlung von Hinweisen zur nicht nachgewiesenen Identität der Namensführung bei der Beurkundung von Personenstandsfällen" (Stand: 21.09.17) zur Kenntnis und stimmt dem hierin genannten Umsetzungsvorschlag als einem ersten Schritt zu.
2.    Der AK I bittet den Vorsitzenden, das Thema unter Bezugnahme auf Ziffer 3 "Ausblick" und die dort angesprochenen Maßnahmen eines übergreifenden Identitätsmanagements an das BMI sowie den Vorsitzenden des AK II heranzutragen. Er bittet das BMI, ihm zu seiner Frühjahrssitzung 2018 zu berichten.

Das EG beschließt, den Beschluss des AK I wie folgt umzusetzen:
1. Aussetzen der Übermittlung der Elemente „identitaetNichtNachgewiesen“ (Nachrichten 031010, 031011, 031012, 035010, 035020) und „namensfuehrungNichtNachgewiesen“ (Nachrichten 031010, 031011, 031012, 031040, 031050, 031100) durch Handlungsanweisung für XPersonenstand 1.7.2.
2. Entfernen des Elements „identitaetNichtNachgewiesen“ (Nachrichten 031010, 031011, 031012, 035010, 035020) in XPersonenstand 1.7.3.

Die Handlungsanweisung wird durch die KoSIT kurzfristig erstellt.
Bearbeitet durch: KoSIT/Vahjen	2017-10-23
Es wurde eine HAW zur Abstimmung mit den Verfahrensherstellern verfasst, die besagt, dass die betroffenen Elemente nicht übermittelt werden dürfen. 
Bearbeitet durch: KoSIT/Vahjen	2017-11-01
Es wurden keine Bedenken zum Inhalt der Handlungsanweisungen zurückgemeldet.
Die im Umlauf abgestimmte Handlungsanweisung wurde unter http://www1.osci.de/standards/xpersonenstand/xpersonenstand_1_7_2-15824 veröffentlicht.
Bearbeitet durch: KoSIT/Vahjen	2017-11-03
Das Element „identitaetNichtNachgewiesen“ (Nachrichten 031010, 031011, 031012, 035010, 035020) wurde aus XPersonenstand 1.7.3 entfernt. 
Das Element „namensfuehrungNichtNachgewiesen“ wurde nicht entfernt, da die Verarbeitung im Meldewesen ab Wirksamkeit 1.7.3 (1.11.2018)  verarbeitet werden kann und soll. 
Ein Eintrag für die Historie wurde erstellt.
Der CR ist damit erledigt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-08
Eine Umlaufbefassung zur Information der Vertreter des Meldewesens wurde eingeleitet. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-14
Das Meldewesen wurde über die Umsetzung informiert, es gab keine Widersprüche.
Der CR ist damit erledigt.

Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Auf der Sitzung der QS-Instanz wurde in Frage gestellt, ob die Tilgung der Merkmale „Identität nicht Nachgewiesen“ bei den Elternteilen beauftragt war. 
Nach Ansicht von Herrn Königbauer hat der AK I unter TOP 2.3 der 133. Sitzung am 09./10.10.2017 den Bericht der AG BMG lediglich zur Kenntnis, aber nicht zustimmend zur Kenntnis genommen. Zugestimmt habe der AK I nur dem im Bericht enthaltenen Umsetzungsvorschlag (Siehe Anlage, Seite 3 unten), der besagt, dass das Merkmal „Namensführung nicht Nachgewiesen Kind“ ab 1.11.2018 durch das Meldewesen verarbeitet werden können muss. 
Ferner ist Herr Königbauer der Auffassung, dass der AK I die Aussage der AG BMG, „[...] In XPersonenstand ist insoweit zu prüfen, ob aus datenschutzrechtlichen Gründen eine entsprechende Anpassung der Spezifikation in der Weise erforderlich ist, dass die Angaben zur ungeklärten Identität der Mutter und/oder des Vaters in der Datenübermittlung des Standesamtes an die Meldebehörde unterbleiben.“ nicht in seinem Beschluss aufgegriffen hat und es deswegen keine Notwendigkeit und keinen Auftrag einer Handlungsanweisung für die Version 1.7.2 gibt.
Herr Königbauer ist weiterhin der Meinung, dass die zu Version 1.7.3 erfolgten Änderungen (entfernen der Merkmale zu Vater, Mutter oder Verstorbenem in den Nachrichten 031010, 031011, 031012, 035010, 035020) nicht beauftragt waren.
Er votiert für eine Rückabwicklung der veröffentlichten Handlungsanweisung zu XPersonenstand Version 1.7.2, die die Übermittlung der Merkmale „Identität nicht nachgewiesen“ und „Namensführung nicht nachgewiesen“ aussetzt, sowie das Zurücknehmen der Löschung der Merkmale „Identität nicht nachgewiesen“ aus Version 1.7.3. 
Ein Votum der weiteren Teilnehmer steht noch aus und wird im Rahmen der Protokollabstimmung erbeten.
Die KoSIT wird parallel hierzu die Sichtweise der Vorsitzenden der AG BMG und des Vorsitzenden der Steuerungsgruppe einholen.

Nachtrag des Ergebnisses der Protokollabstimmung:
Die Mitglieder der QS-Instanz konnten keinen Konsens zu diesem Thema erreichen. 
· Die Ansicht von Bayern haben geteilt:
1. Herr Königbauer - Bayrisches Staatsministerium des Inneren, für Bau und Verkehr
2. Herr Kreß – Statistisches Landesamt Bayern
3. Herr Jancar – Verlag für Standesamtswesen
4. Frau Müller – Bundesministerium des Innern
5. Herr Bakker – Standesamt Hamburg
· Die Ansicht von Bayern wurde nicht geteilt von: 
1. Herr Arendt – Dataport
· Enthalten hat sich :
1. Herr Eggers – Standesamt 1 Berlin
Weitere Rückmeldungen sind bei der KoSIT nicht eingegangen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-12-21
Da das Votum der QS-Instanz nicht einstimmig ist, kann keine Empfehlung zum weiteren Vorgehen an den Änderungsbeirat erfolgen. 
Dieser muss auf der Sitzung am 16.01.2017 entscheiden, wie eine Abnahme der Version 1.7.3 mit vorliegendem Dissens innerhalb des Personenstandswesens erfolgen soll. Ein entsprechender Beschluss soll auf der Sitzung erarbeitet werden. 
Bearbeitet durch: CAB	2018-01-16
Beschluss 
· Der Änderungsbeirat fasst einen Mehrheitsbeschluss für die Gestaltung von XPersonenstand Version 1.7.3. derart, dass alle Marker zur ungesicherten Identifikation übermittelt werden. SH votiert gegen diesen Beschluss. 
· Ferner wird beschlossen, dass eine datenschutzrechtliche Prüfung nicht Aufgabe des Änderungsbeirates ist. 
· Der Änderungsbeirat entscheidet nicht, ob aus fachlicher Sicht eine Übermittlung der Informationen zu erfolgen hat. 
· Für eine Vereinbarung zur Übermittlung und Verwendung der Marker sollen alle Möglichkeiten offen gehalten werden. 
· Zum Umgang mit der Handlungsanweisung zur Version 1.7.2 beschließt der Änderungsbeirat mehrheitlich: KoSIT stimmt das weitere Vorgehen mit den Verfahrensherstellern ab.  Diesem Beschluss stimmt Bayern nicht zu. 

Ergänzung nach Protokollabstimmung: 
Die Kosit wurde beauftragt, in Abhängigkeit des Aufwandes bei den Verfahrensherstellern selbst zu entscheiden, ob die HAW sofort zurückgenommen werden soll. Der Änderungsbeirat wird über die erfolgte Maßnahme informiert. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2018-01-17
Aufgrund der Entscheidung des CAB in Bezug auf CR 2017-027 wurden folgende Änderungen an der Spezifikation 1.7.3 vorgenommen:
Nachrichten 031010, 031011, 031012, : Aufnahme der Elemente „identitaetNichtNachgewiesenElternteil1“ und „identitaetNichtNachgewiesenElternteil2“.
Nachrichten 035010, 035020 : Aufnahme des Elementes „identitaetNichtNachgewiesen“
Es bleibt zu klären, wie mit der veröffentlichten Handlungsanweisung zu Version 1.7.2 umgegangen werden soll.
Die KoSIT soll ein Vorgehen mit den Verfahrensherstellern (Meldewesen und Personenstandswesen) abstimmen, welches den geringsten Umsetzungsaufwand darstellt. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2018-02-14
Auszug aus dem Protokoll:
Entgegen der Ankündigung auf der Sitzung wird die KoSIT die finale Entscheidung des AK I abwarten, bevor sie die Hersteller über den weiteren Umgang mit den Elementen „Identität nicht nachgewiesen“, insbesondere vor dem Hintergrund der Handlungsanweisung zu XPersonenstand 1.7.2, informiert.
Die Steuerungsgruppe wird am 23.02.2018 zur Übermittlung und Verwendung der Elemente „Identität nicht nachgewiesen“ entscheiden.
Das Thema Identitätsmanagement wird auch Thema bei der nächsten Sitzung des AK I sein.

[bookmark: _GoBack]Geplante weitere Bearbeitung
1. Finale Entscheidung des AK I zum Thema Identität nicht nachgewiesen abwarten.
2. Verfahrenshersteller aus MW und PSW befragen, ob und wie die Handlungsanweisung zu Version 1.7.2 umgesetzt wurde. 
3. Je nach Entscheidung AK I die HAW 1.7.2 zurücknehmen oder für 1.7.3 ebenfalls eine HAW erstellen.
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